
Baselbieter Kantonsfinanzen
Anton Lauber verteidigt das neue Finanzhaushaltsgesetz

«Die Regierung
mäht gar nicht»
«Rasenmäher»: Kein Wort provoziert den Baselbieter
Finanzdirektor zurzeit mehr. Gegen diesen Stempel,
den die SP dem neuen Finanzhaushaltsgesetz wegen
proportionaler Kürzungen aufdrückte, versucht
Anton Lauber vor der zweiten Lesung im Landrat
vehement anzukämpfen.

it dem neuen Fi-
nanzhaushaltsgesetz
(FHG) will der Kan-
ton Baselland die
Steuerung des
Staatshaushalts ver-
bessern. Statt eines

Budgets für jedes einzelne Jahr soll der
Landrat künftig Vierjahrespläne verab-
schieden. Zudem wird eine Schulden-
bremse eingeführt. Diese rein technische
Vorlage hat im Landrat bei der ersten Le-
sung Anfang Mai für eine erbitterte Rede-
schlacht zwischen bürgerlichen Befür-
wortern und linken Kritikern geführt.
Am kommenden Donnerstag wird das
Gesetz nun zu Ende beraten. Der Basel-
bieter Finanzdirektor Anton Lauber
(CVP) verteidigt im grossen bz-Interview
sein Gesetz. «Es gibt darin keine einzige
konkrete Sparmassnahme». Auch stim-
me der Vorwurf der Linken nicht, mit
dem Gesetz würde ein Mechanismus
zum «Sparen mit dem Rasenmäher» ein-
geführt. Das letzte Wort wird das Volk
haben: Voraussichtlich am 24. Septem-
ber gelangt das FHG im Landkanton zur
Abstimmung.

Herr Lauber, das neue Finanzhaus-
haltgesetz (FHG) hat bei der ersten
Lesung im Landrat die Emotionen
hochgehen lassen. Haben Sie als
Vater des Gesetzes damit gerechnet?
Anton Lauber: Sagen wirs so: Das FHG
ist keine Sparvorlage und es gibt darin
keine einzige konkrete Sparmassnahme.
Sondern es ist ein Gesetz, das die Instru-
mente vorgibt, wie der Kanton seinen
Haushalt führen muss. Diese Instrumente
sind nichts Exotisches, sondern in ande-
ren Kantonen längst «State of the Art».
Ich bin überzeugt, dass wir über das FHG
anders diskutieren würden, wenn es dem
Kanton finanziell besser gehen würde.
Dann erschienen die Massnahmen wohl
als selbstverständlich. Dieses Gesetz wird
unter der Optik des Spardrucks beurteilt.
Das wird dem Thema nicht gerecht.

Die Linken werfen Ihnen vor, Sie woll-
ten mit dem Rasenmäher sparen.
Das Bild des Rasenmähers ist schlicht

M
falsch. Es impliziert, dass der Kanton da-
mit auch gesetzliche Verpflichtungen
wegmähen könnte. Das stimmt nicht. Ein
Beispiel sind die Klassengrössen. Der
Kanton kann hier keine proportionalen
Einsparungen vornehmen, ohne dass die
gesetzlichen Grundlagen geändert wer-
den. Dazu braucht es eine separate Vor-
lage. Deren Erarbeitung dauert zwei bis
vier Jahre und muss demokratisch via
Landratsbeschluss und allenfalls Volks-
abstimmung abgesegnet werden. Selbst
wenn also die proportionalen Kürzungen
einmal zum Tragen kommen sollten,
muss der Kanton weiterhin jene Aufga-
ben erfüllen, die gesetzlich, durch Staats-
verträge oder durch das Subventions-
recht vorgegeben sind. 1,6 Milliarden
Franken von total 2,8 Milliarden Auf-
wand pro Jahr sind derzeit so abgesi-
chert. Hier hat der Rasenmäher keine
Chance. Wenn man im Gartenjargon blei-
ben will, muss man – wenn überhaupt –
von einer Rasenkantenschere sprechen.

Welchen Rasen kann die Regierung
dann mähen?
Die Regierung mäht gar nicht. Bei den
proportionalen Kürzungen handelt es
sich um eine Handlungsanweisung an die
kantonalen Direktionen und die Gerichte.
Sie müssen ausloten, wo sie individuell
Kürzungen vornehmen können. Dies bei
Positionen, die gesetzlich nicht abgesi-
chert sind und daher kurzfristig verän-
dert werden können, zum Beispiel beim
Sach- oder Personalaufwand.

Was könnten proportionale Kürzun-
gen beim Personalaufwand heissen?
Lohnkürzungen? Entlassungen?
Die Direktionen müssten dann die Stel-
lenpläne überprüfen, was sie ohnehin je-
des Jahr tun. Zweifellos müsste die Lohn-
summe reduziert werden. Wir sind über-
zeugt, dass dies zum grossen Teil über
natürliche Abgänge und Pensionierun-
gen realisiert werden könnte. Wichtig ist
zudem: Wir können nicht einfach den
Personalaufwand kürzen, ohne nicht
auch die entsprechenden Aufgaben und
Leistungen anzupassen.

Die Kürzungen kämen zum Tragen,
wenn der Haushalt mittelfristig nicht

ausgeglichen ist. Dass da gehandelt
werden muss, ist verständlich. Aber
weshalb müssen es proportionale
Kürzungen sein?
Sie sagen es: Die Finanzplanung mittels
proportionalen Kürzungen ist eine Not-
massnahme. Die Meinung ist ja, dass wir
gar nicht in die Nähe der Schuldenbrem-
se kommen und so nicht über die pro-
portionalen Kürzungen verhandeln müs-
sen. Ein wichtiger Aspekt ist die Gleich-
behandlung der verschiedenen Bereiche
der Verwaltung. Es kann nicht sein, dass
eine einzelne Direktion einen Grossteil
der Entlastungen tragen muss. Das wür-
de dazu führen, dass einzelne Direktio-
nen gegen andere ausgespielt werden.

Man könnte politisch aushandeln, in
welchen Bereichen zu sparen ist.
Ja, genau. Aber die Grundlagen dazu
müssten zuerst erarbeitet werden. Und
dann müssten Zielvorgaben für die Di-
rektionen festgelegt werden. Der Landrat
kann ja in seinem Kompetenzbereich
Zielvorgaben vornehmen, falls er das
will. Die Regierung macht in ihrem Be-
reich das Gleiche. Schauen wir das Gan-
ze mal von einer anderen Seite an: Mit
einer klaren Zielvorgabe an die Direktio-
nen werden deren Zuständigkeiten und

Kompetenzen gestärkt. Ich finde es nicht
sinnvoll, wenn bereits in einem sehr frü-
hen Stadium die grossen Konflikte «Spa-
ren wir nun bei der Sicherheit oder bei
der Bildung» geführt werden, bevor in
den Direktionen selbst Entlastungspoten-
ziale ausgelotet werden. Ziel des FHG ist
eine regelmässige Aufgabenüberprüfung.

Ein zweiter Knackpunkt im FHG ist
das geforderte Zweidrittelmehr im
Landrat für eine Steuererhöhung.
Wie wird das begründet?
Zunächst: Hier gehts um eine Dekretsän-
derung zum Steuerfuss, die vom Landrat
autonom – also ohne Möglichkeit der
Volksabstimmung – zusammen mit dem
entsprechenden Budgetbeschluss vorge-
nommen wird. Diese Änderung gilt nur
für ein Jahr und ist in der Höhe be-
schränkt. Es ist eine Steuererhöhung von
maximal fünf Prozentpunkten möglich.
Und als dritte Hürde gilt eben das Zwei-
drittelmehr. Sollen die Steuern länger-
fristig geändert werden und eine Erhö-
hung höher als fünf Prozentpunkte aus-
fallen, so ist wie bisher eine Änderung
des Steuergesetzes nötig. Diese wieder-
um unterliegt dem Referendum. Es
könnte also zu einer Volksabstimmung
kommen.

Das erklärt nicht, weshalb bei
einer befristeten Steuererhöhung
ein Zweidrittelmehr nötig sein soll.
Die Hürden für eine Steuererhöhung
ohne Volksabstimmung sollen hoch
und die Änderungen nicht zu gravie-
rend sein. Denkbar wäre auch, den
Spielraum des Landrates einzuschrän-
ken, etwa von fünf auf drei Prozent-
punkte. Dann könnte man auch über
eine tiefere Hürde reden, wie das ein-
fache Mehr. Wichtig ist zudem: Wir re-
den ständig von Steuererhöhungen,
weil wir von der aktuellen Situation
ausgehen. Das Gesetz sollte aber 20
bis 30 Jahre halten. Ich hoffe sehr,
dass wir zumindest wieder in die Posi-
tion kommen werden, um auch über
Steuersenkungen diskutieren zu kön-
nen. Bei einer Steuerfusssenkung im
Rahmen der Dekretsänderung gelten
dieselben Bedingungen wie für eine
Erhöhung – auch das Zweidrittelmehr.
Die Kardinalsfrage ist somit folgende:
Unter welchen Bedingungen ist es ge-
rechtfertigt, das Volk nicht über eine
ein Jahr gültige Steuerfussänderung
entscheiden zu lassen?

Grüne und EVP wollen hinter der
Vorlage stehen, sofern der Landrat

auf das umstrittene Zweidrittel-
mehr verzichtet. Lohnt es sich im
Hinblick auf die Volksabstimmung,
wegen dieser umstrittenen Regel
ein Volks-Nein zu riskieren?
Als Mitglied der Regierung äussere ich
mich dazu zurückhaltend. Ich kann
mit unterschiedlichen Lösungen le-
ben. Wenn ein Verzicht auf das Zwei-
drittelmehr dazu beiträgt, dass das
FHG am 1. Januar 2018 in Kraft treten
kann, dann soll mir dies recht sein.
Vergessen wir allerdings nicht, dass
die Volksinitiative der SVP punkto
Steuererhöhungen eine viel rigorosere
Lösung vorsieht.

Die Linken freuen sich auf eine
Volksabstimmung im Herbst.
Alleine mit der Kritik an der – nicht
vorhandenen – Rasenmähermethode
werden die Linken die Abstimmung
nicht gewinnen. In diesem Rasen sind
viele Nägel verankert, die der Rasen-
mäher nicht schneiden kann. Kommt
hinzu: Das FHG versteht sich als Ge-
genvorschlag zur viel schärfer formu-
lierten SVP-Initiative. Diese verlangt,
dass der Kanton Defizite jährlich zwin-
gend mit einem Abbau der Ausgaben
vermeidet und neue oder höhere
Steuern immer vors Volk kommen.
Gemäss dem neuen FHG hingegen
sind Defizite in einzelnen Jahren mög-
lich, wenn der Haushalt über eine Pe-
riode von acht Jahren ausgeglichen ist.
Die Kritiker sollten sich also gut über-
legen, wie sie sich bei der Volksab-
stimmung positionieren.

Hätte die Kommunikationspanne
beim 100-Millionen-Abschreiber
der Hochleistungsstrassen verhin-
dert werden können, wenn das
neue FHG bereits in Kraft wäre?
Dazu möchte ich im Moment nichts
sagen. Warten wir die von der Regie-
rung in Auftrag gegebenen Abklärun-
gen ab.

Offenbar gibt es mit dem Gesetz
künftig ein gemeinsames Control-
ling für Erfolgs- und Investitions-
rechnung. Das würde die Gefahr
solcher Pannen doch minimieren.

Die Regierung hat in ihrer Vorlage
zum FHG ein Weisungsrecht an die
Controller in den fünf Direktionen
vorgesehen. Die Controller überwa-
chen die Abschreibungen. Die landrät-
liche Finanzkommission hat dieses
Weisungsrecht ergänzt und festge-
schrieben, dass die Controller arbeits-
rechtlich der Finanz- und Kirchendi-
rektion (FKD) unterstellt werden sol-
len. Die Regierung möchte nicht so
weit gehen. Wir finden, dass ein fachli-
ches Weisungsrecht genügt.

Der Vorschlag der Landratskom-
mission ist heikel: Damit würde
Ihre FKD zu einer Superdirektion,
die die anderen überwacht und
dirigiert.
Nein: Wir reden vom Controlling,
nicht von der politischen Führung.
Letztere bleibt unangetastet.

Im Zusammenhang mit dem 100-
Millionen-Abschreiber wurde auch
gefordert, dass die Investitionsrech-
nung von der Bau- in die Finanzdi-
rektion übergeht. Ist das ein
Thema?
Das wird in der Regierung noch Ge-
genstand von Gesprächen sein. Nicht
aber im Rahmen des FHG.

Müssen wegen der unvorher-
gesehenen Belastung der Rechnung
neue Sparmassnahmen getroffen
werden?
Der Mechanismus ist so: Sobald die Er-
folgsrechnung unter Druck gerät, müs-
sen dem Regierungsrat entsprechende
neue Entlastungsmassnahmen vorge-
schlagen und eine Aufgaben- und Leis-
tungsüberprüfung durchgeführt wer-
den. Und zwar innerhalb des laufen-
den Jahres. Zweifellos hat sich die Aus-
gangslage wegen der erwähnten Ab-
schreibungen nun verändert. Neu ist
eine solche Situation für die Regierung
freilich nicht. Die Regierung wird zu
den 100 Millionen Franken für die
Hochleistungsstrassen informieren, so-
bald die Sache geklärt ist. Es bleibt wei-
ter das oberste Ziel der Regierung, zu-
rück in die schwarzen Zahlen zu kom-
men.

VON HANS-MARTIN JERMANN «Zweifellos müsste
die Lohnsumme
reduziert werden,
aber zum grossen
Teil über natürliche
Abgänge und
Pensionierungen.»
Anton Lauber dazu, was propor-
tionale Kürzungen auf den Direkti-
onen bedeuten würden.

«Die Hürden für eine
Steuererhöhung
ohne Volksabstim-
mung sollen hoch
und die Änderungen
nicht zu gravierend
sein.»
Anton Lauber dazu, weshalb für
Steuererhöhungen im Landrat neu
ein Zweidrittelmehr nötig sein soll.

Anton Lauber kämpft für
sein Mammut-Projekt des
neuen Finanzhaushaltsge-
setzes. BZ-ARCHIV/KENNETH NARS
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Als anthroposophische Bank ist die
Freie Gemeinschaftsbank in vielem ein
Sonderfall. Sie ist nicht gewinnorien-
tiert, sie ist eine Genossenschaft, sie
will sich im Wachstum beschränken.
Kunden sollen wissen, wo ihr Geld hin-
fliesst und, etwas plakativ gesagt, sich
freuen darüber. Und schliesslich trägt
die Architektur des Bankneubaus die
anthroposophische Handschrift.

Kürzlich war die offizielle Eröffnung,
jetzt wird hier gearbeitet. Margrit Büh-
ler, Verwaltungsrätin der Freien Ge-
meinschaftsbank, führt uns durch die
Büros im neuen Haus auf der Südseite
des Bahnhofs SBB. Die Räume sind in
weichen Pastelltönen gehalten, das Par-
kett aus Eiche. Die Fenster haben ihre
typische anthroposophische, «organi-
sche» Formensprache: Das Rechteck ist
zwar nicht tabu, wird aber, besonders
auf der einen Gebäudehälfte, bewusst
vermieden.

«Ein riesiger Glücksfall»
«Wir sind sehr froh, dass wir jetzt

hier sind, zwischen Bahnhof und Mar-
garethenbrücke», sagt Margrit Bühler.
«Der Standort ist ein riesiger Glücks-
fall.» Die Platzverhältnisse im «Unter-
nehmen Mitte» bei der Basler Haupt-
post, wo die Bank bei der Edith-Mary-
on-Stiftung eingemietet war, wurden
zusehends eng. Es seien verschiedene
Optionen geprüft worden, ein Neubau
war die beste Lösung. Er kostete 10 Mil-
lionen Franken. Der Boden gehört der
ebenfalls Anthroposophie-nahen Stif-
tung «Nutzungseigentum am Boden».

Im neuen Haus sind selbst die Gänge,
die man üblicherweise als «Fluchten»
erlebt, anders: Sie sind mal breiter, mal
schmaler, die Türen versetzt. Treppen
werden gegen oben schmaler, was den
Effekt des Emporgehens verstärkt – ein
wirklich erstaunliches Erlebnis.

Es sind diese vielen äusserlichen De-
tails, an denen man merkt, dass man
nicht einfach in einer Bank ist. Was ist
denn funktionell anders?

Nahe Kundenbeziehung
«Wir sind der Ansicht, dass man be-

züglich Geld eine nicht-delegierbare
Verantwortung hat», sagt Bühler. Kon-
kret heisst das, dass Kundinnen und
Kunden sich im klaren sein sollen, in
welche Projekte ihr Geld fliessen soll.
Das erfordert eine nahe Beziehung zu
diesen Menschen. «Die Bank soll als
Fachkompetenz Anlegerinnen und An-
leger befähigen, dass sie mit dem Geld
so umgehen können, wie sie wollen.
Was soll ermöglicht werden? Und was
wollen sie verhindern, was mit ihrem
Geld geschieht?» Das seien die Fragen,
die sich stellten. Bei den traditionellen
Anlagegeschäften der Banken stehe die
Optimierung des Ertrags, also des Ei-
gennutzens, im Vordergrund. Wer bei
der Freien Gemeinschaftsbank anlegt,

weiss, wer die Zinsen bezahlt. Ein Blick
auf die Liste der rund 300 (namentlich
erwähnten) Kreditnehmer der Bank
zeigt erwartungsgemäss, dass viele an-
throposophische Schulen, Heime,
Wohngenossenschaften, medizinische
Einrichtungen und Landwirtschaftsbe-
triebe von Hypotheken und Darlehen
profitieren. Die Bank vermittelt Darle-
hen, wenn es gewünscht wird, zwi-
schen Geber und Nehmer auch direkt.
Die Bank steht aber auch Personen of-
fen, die nicht Anhänger des anthropo-
sophischen Gedankenguts sind. Ge-
schäftsleiter Max Ruhri: «Sie steht allen
zur Verfügung, die die Arbeitsweise
und den gesellschaftlichen Beitrag der
Bank interessant finden.» Und zwar so-
wohl auf Anleger- wie auch Kreditneh-
merseite.

Wachsen? Eher nein
Ungewöhnlich für eine Bank ist auch

die Überlegung, ob man wirklich wach-
sen wolle: Wer sagt, dass das richtig ist?
«Wir brauchen Überblickbarkeit, um
unseren Leitideen gerecht zu werden»,
sagt Bühler. Gerade deshalb sind ähn-
lich gelagerte Finanzinstitute auch an-
dernorts entstanden: Troidos in den
Niederlanden, GLS in Deutschland, um
zwei Beispiele zu nennen.

In diesem von den Architekten Wal-
ter von Känel entworfenen Gebäude
«soll die Banktätigkeit versinnbildlicht
werden», schreibt die Bank. Die linke,
eher statische Gebäudeseite symboli-
siere das Geld der Anleger, das auf dem
Konto liege und daher «unbeweglich»
sei. Auf dem Weg zu den Kreditnehme-
rinnen und -nehmern komme das Geld
in Fluss und Bewegung. Die rechte Ge-
bäudeseite sei deshalb «dynamischer»,
was in der geschwungenen Linie beim
Übergang zum Dachstock zum Aus-
druck komme. Selbstredend sei beim
Bau auf baubiologische und ökologi-
sche Gesichtspunkte berücksichtigt
worden. Die Ausführung oblag Urs Stu-
der und Lukas Stutz von Vischer Archi-
tekten. Der Bau wurde aus bankeige-
nen Mitteln und mit einer Kapitalerhö-
hung finanziert. Der Saal im Erdge-
schoss mit 180 Plätzen soll mit kulturel-
len Veranstaltungen bespielt werden.
Vorgesehen sind auch Diskussionsthe-
men zum «anderen Umgang mit Geld».

VON STEFAN SCHUPPLI

Gemeinschaftsbank
in neuem Haus
Anthroposophisch Die Bank
hat ihren Neubau beim Bahn-
hof SBB bezogen. Sie ist an-
ders als alle anderen: aussen,
innen, ideell.

Die Freie Gemeinschaftsbank wurde
1984 in Dornach gegründet. 1999 zog die
Bank in das «Unternehmen Mitte» und
war in Untermiete bei der Edith-Maryon-
Stiftung. Im April wurde das neue Gebäu-
de bezogen, wo in der Bank rund 20 Per-
sonen arbeiten. Eingemietet ist dort auch
die Firma Osiv, die Software für die Invali-
denversicherung entwickelt.
Die Bank verwaltet Gelder in der Höhe
von 282 Millionen Franken, 11 Millionen
davon treuhänderisch. Der Gewinn belief
sich 2016 auf 200 000 Franken, der in die
freiwilligen Reserven geht. Die Bank hat
die Rechtsform einer Genossenschaft,
das Kapital beträgt neun Millionen. Die
Genossenschaftsanteilscheine werden
nicht verzinst und sind nicht rückzahlbar.
Es können auch rückzahlbare Anteil-

scheine ausgegeben werden. Die Bedin-
gung ist der Besitz eines nicht rückzahl-
baren Anteilscheines. Die Bank unter-
steht der Finanzmarktaufsicht Finma.
Die Bank habe schon immer eine konse-
quente Weissgeldstrategie verfolgt, sagt
Geschäftsleiter Max Ruhri. Es seien auch
schon Bankbeziehungen abgebrochen
worden, als der Ursprung der Gelder
nicht einwandfrei offengelegt werden
konnte. Wenn etwas nicht ganz in Ord-
nung sei, merke man das im Gespräch
sehr rasch. Eine hundertprozentige Si-
cherheit gebe es aber nicht. Ruhri:
«Bei Kontoneueröffnungen sind die An-
forderungen sehr streng. Die Kontrollen,
beziehungsweise Meldepflichten sind
insbesondere für ausländische Kunden
praktisch lückenlos.»

Eine Genossenschaftsbank

Die Freie Gemeinschaftsbank an der
Meret-Oppenheim-Strasse ROLAND SCHMID
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